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2. Instanz

Aktenzeichen L 31 AS 2802/16
Datum 18.03.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24.
Oktober 2016 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r
das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin macht im Ã�berprÃ¼fungsverfahren einen ernÃ¤hrungsbedingten
Mehrbedarf wegen Fruktose- und Laktoseintoleranz fÃ¼r das Jahr 2014 geltend.

Mit Schreiben vom 27. MÃ¤rz 2015 beantragte die KlÃ¤gerin die Ã�berprÃ¼fung der
Bewilligungsentscheidungen des Beklagten ab Juni 2013 wegen der GewÃ¤hrung
eines ernÃ¤hrungsbedingten Mehrbedarfs. Sie fÃ¼gte ein Attest des Dr. J mit
Ã¤rztlicher Bescheinigung vom 5. September 2013 bei, nach dem sie an einer nicht
heilbaren kombinierten Fruktose- und Laktoseintolerenz leide. Danach bestehe die
einzige Therapie in einer speziellen ErnÃ¤hrungsform.

Mit Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 28. April 2015 lehnte der Beklagte die
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GewÃ¤hrung eines ernÃ¤hrungsbedingten Mehrbedarfs fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar
2014 bis 31. Dezember 2014 ab. Der notwendige Aufwand fÃ¼r eine vertrÃ¤gliche
Vollkost sei mit dem im Regelbedarf enthaltenen Anteil fÃ¼r Nahrungsmittel
ausreichend gedeckt.

Dem hiergegen gerichteten Widerspruch blieb mit zurÃ¼ckweisendem
Widerspruchsbescheid vom 8. Juli 2015 der Erfolg versagt.

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht Berlin mit Urteil vom 24.
Oktober 2016 abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, der angegriffene
Ã�berprÃ¼fungsbescheid des Beklagten vom 28. April 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. Juli 2015 sei rechtmÃ¤Ã�ig und verletze die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Sie habe keinen Anspruch darauf, dass der
Beklagte die Bewilligungsbescheide fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar bis 31.
Dezember 2014 abÃ¤ndere und ihr einen ernÃ¤hrungsbedingten Mehrbedarf
gewÃ¤hre. Nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch/Zehntes Buch (SGB X) sei ein
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden sei, mit Wirkung fÃ¼r
die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergebe, dass bei
seinem Erlass das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt
ausgegangen worden sei, der sich als unrichtig erweise, und soweit deshalb
Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden seien. Diese Voraussetzungen
lÃ¤gen nicht vor. Nach Â§ 21 Abs. 5 Sozialgesetzbuch/Zweites Buch (SGB II)
erhielten erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, die aus medizinischen GrÃ¼nden
einer kostenaufwÃ¤ndigen ErnÃ¤hrung bedÃ¼rften, einen Mehrbedarf in
angemessener HÃ¶he. Er umfasse Bedarfe, die nicht von der Regelleistung
abgedeckt seien. FÃ¼r die GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfs sei eine gesundheitliche
BeeintrÃ¤chtigung Voraussetzung, die eine ErnÃ¤hrung erfordere, die
kostenaufwÃ¤ndiger sei, als dies fÃ¼r Personen ohne diese EinschrÃ¤nkung der Fall
sei (Bundessozialgericht, Urteil vom 10. Mai 2011 â�� B 4 AS 100/10 R zitiert nach
juris). Die KlÃ¤gerin leidet zwar unter einer gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigung
(Fruktose- und Laktoseintolerenz). Diese fÃ¼hre aber nicht zu einer aus
medizinischen GrÃ¼nden kostenaufwÃ¤ndigeren ErnÃ¤hrung. Ein ursÃ¤chlicher
Zusammenhang zwischen den gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen und der
Notwendigkeit einer kostenaufwÃ¤ndigen ErnÃ¤hrung kÃ¶nne nicht gesehen
werden. Nachdem von der KlÃ¤gerin beigebrachten Ã¤rztlichen Attest bestehe die
einzige Therapie in dem Weglassen von Laktose- und Fruktosebeimengungen in der
tÃ¤glichen ErnÃ¤hrung. Das Weglassen von Lebensmitteln fÃ¼hre aber nicht zu
hÃ¶heren Kosten. Die ErnÃ¤hrung werde auch nicht deshalb im Sinne des Â§ 21
Abs. 5 SGB II kostenaufwÃ¤ndiger, weil die weggelassenen Lebensmittel durch
andere, vertrÃ¤gliche Lebensmittel ersetzt werden mÃ¼ssten. Denn nach den
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur GewÃ¤hrung von Krankenkostzulagen in
der Sozialhilfe sei bei einer Erkrankung mit Fruktose- und Laktoseintolerenz die
ErnÃ¤hrung diÃ¤tisch mit Vollkost angezeigt. Gleichbedeutend zur "Vollkost"
kÃ¶nne auch der Begriff "gesunde Mischkost" verwendet werden. Ausgehend von
der Konkretisierung des Mehrbedarfs wegen kostenaufwÃ¤ndiger ErnÃ¤hrung in
Relation zum Regelbedarf (BSG, Urteil vom 20. Februar 2014 â�� B 14 AS 65/12 R,
zitiert nach juris) sei kostenaufwÃ¤ndiger im Sinne des Â§ 21 Abs. 5 SGB II eine
ErnÃ¤hrung, die von dem vom Regelbedarf umfassten typisierten Bedarf abweiche
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und von diesem nicht gedeckt sei (BSG, Urteil vom 20. Februar 2014 â�� B 14 AS
45/12 R; Urteil vom 24. Februar 2011 â�� B 14 AS 49/10 R; Urteil vom 10. Februar
2011 â�� B 4 AS 100/10 R alle zitiert nach juris). UnabhÃ¤ngig davon, wie sich
letztlich die Vollkost im Einzelnen zusammensetze, unterfalle die ErnÃ¤hrung mit
einer Vollkost nicht Â§ 21 Abs. 5 SGB II. Denn es handele sich nicht um eine
spezielle Krankenkost, auf die die Vorschrift abziele, sondern um eine
ErnÃ¤hrungsweise, die auf das Leitbild des gesunden Menschen Bezug nehme.
Damit sei die Vollkost aber aus der Regelleistung zu bestreiten. Â§ 21 Abs. 5 SGB II
sei kein Auffangtatbestand fÃ¼r die allgemeine Kritik, eine ausgewogene
ErnÃ¤hrung sei aus dem Regelsatz nicht zu finanzieren (BSG, Urteil vom 10. Mai
2011 â�� B 4 AS 100/10 R, zitiert nach juris). Das Bestreben, sich ausgewogen und
vollwertig zu ernÃ¤hren, bestimme auch das Leitbild des gesunden Menschen. Dass
diese ErnÃ¤hrung bei kranken Menschen umso wÃ¼nschenswerter sei, bedeute im
Umkehrschluss nicht, dass eine solche ErnÃ¤hrung dadurch zu einer speziellen
Krankenkost werde. Die Empfehlungen des Deutschen Vereins bildeten zwar kein
antizipiertes SachverstÃ¤ndigengutachten. Sie kÃ¶nnten aber nach den
Vorstellungen des Gesetzgebers bei der Bestimmung der Angemessenheit des
Bedarfs herangezogen werden. Das Gericht sehe vorliegend keinen Anlass, von den
Empfehlungen abzuweichen. Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin sei dabei auf
die Empfehlungen aus dem Jahr 2014 zurÃ¼ckzugreifen. Denn diese
reprÃ¤sentierten den aktuellen Stand der herrschenden schulmedizinischen
Auffassungen. Ein Mehrbedarf lasse sich im Ã�brigen auch nicht mit der
Anschaffung und Einnahme von Lactrase 12000 FCC begrÃ¼nden. Denn aus dem
beigebrachten Ã¤rztlichen Attest gehe gerade hervor, dass die Therapie im
Weglassen bestimmter Lebensmittel bestehe.

Gegen das ihrem BevollmÃ¤chtigten am 4. November 2016 zugestellte Urteil hat
die KlÃ¤gerin am 2. Dezember 2016 Berufung eingelegt und ihr Begehren
weiterverfolgt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24. Oktober 2016 und den
Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 28. April 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. Juli 2015 aufzuheben und den Beklagten zu
verurteilen, ihr Leistungen zum Lebensunterhalt gemÃ¤Ã� dem SGB II fÃ¼r das Jahr
2014 in gesetzlicher HÃ¶he zuzÃ¼glich Zinsen gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB I zu
gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er bezieht sich auf den Inhalt seiner Bescheide und das seiner Auffassung nach
zutreffende Urteil. Der Senat hat ein Gutachten der Frau Prof. Dr. S, Medizinische
Klinik fÃ¼r Gastroenterologie, Infektiologie und Rheumatologie, C Centrum fÃ¼r
Innere Medizin mit Gastroenterologie und Nephrologie vom 22. Juli 2019 eingeholt.
Im Ergebnis hat die Gutachterin festgestellt, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit bei

                               3 / 5

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=14%20AS%2045/12
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=14%20AS%2045/12
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2049/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%20100/10%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/21.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/21.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%20100/10%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/44.html


 

der KlÃ¤gerin im Jahr 2014 eine Laktoseintoleranz bestanden habe und auch heute
noch bestehe. Eine Fruktosemalabsorption sei aktuell und fÃ¼r das Jahr 2014 eher
unwahrscheinlich. FÃ¼r eine hereditÃ¤re Fruktoseintoleranz bestehe kein Anhalt.

Mit Schreiben vom 10. Februar 2020 hat der Senat zur Entscheidung durch
Beschluss nach Â§ 153 Abs. 4 SGG angehÃ¶rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten der RechtsausfÃ¼hrungen und der
Sachdarstellung wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten des Beklagten und auf
die Gerichtsakten Bezug genommen. Diese haben bei der Entscheidung des Senats
vorgelegen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet.

Der Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 28. April 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 8. Juli 2015 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten, da sie keinen Anspruch auf Mehrbedarf nach Â§ 21
Abs. 5 SGB II hat. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, da als Mehrbedarf ein Betrag bis zu 20 Prozent des
Regelbedarfs verlangt werden kann (LPK-SGB II, 5. Auflage, Â§ 21, Rn 30). Im Jahre
2014 betrug der Regelbedarf 391 Euro, so dass monatlich 20 Prozent dieses
Betrages die Berufungssumme von 750 Euro Ã¼berschreiten. Hinzu kommt, dass
bei einer hereditÃ¤ren Fruktoseintoleranz der Mehrbedarf im Einzelnen zu ermitteln
gewesen wÃ¤re (Empfehlungen des Deutschen Vereins zur GewÃ¤hrung von
Krankenkostzulagen in der Sozialhilfe, 4. neu erarbeitete Auflage, 2014, Seite 10).

Die KlÃ¤gerin hat jedoch keinen Anspruch auf entsprechende Mehrbedarfe nach Â§
21 Abs. 5 SGB II, da sie aus medizinischen GrÃ¼nden keiner kostenaufwÃ¤ndigen
ErnÃ¤hrung bedarf.

Nach dem vom Senat eingeholten Gutachten, welches aufgrund seiner
wissenschaftlichen BegrÃ¼ndung und der Fachkompetenz der Gutachterin ohne
weiteres Ã¼berzeugt, steht fest, dass die KlÃ¤gerin im Jahr 2014 an einer
Laktoseintoleranz litt. Nach den Empfehlungen des Deutschen Vereins zur
GewÃ¤hrung von Krankenkostzulagen in der Sozialhilfe, vierte neubearbeitete
Auflage 2014, fÃ¼hrt die Laktoseintoleranz aber nicht zu einer
kostenaufwÃ¤ndigeren ErnÃ¤hrung. Dem folgt der Senat, dies hat auch die
Gutachterin Prof. Dr. S in ihrem Gutachten so ausgefÃ¼hrt, so dass der Senat sich
in der Lage sieht festzustellen, dass eine kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung fÃ¼r die
unter Laktoseintoleranz leidende KlÃ¤gerin nicht erforderlich ist.

Im Hinblick auf die Fruktosemalabsorption ist auszufÃ¼hren, dass die
Empfehlungen des Deutschen Vereins zur GewÃ¤hrung von Krankenkostenzulagen
in der Sozialhilfe auch fÃ¼r diesen Fall einen Mehrbedarf in der Regel nicht belegen.
Ein Anspruch scheitert aber schon daran, dass bei der KlÃ¤gerin eine
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Fruktosemalabsorption nicht nachzuweisen ist. Frau Prof. Dr. S hat ausgefÃ¼hrt,
dass eine solche im Jahr 2014 eher unwahrscheinlich ist. FÃ¼r die Feststellung einer
Erkrankung, die einen Mehrbedarf nach sich zieht, trÃ¤gt die KlÃ¤gerin die
Feststellungslast, weil sie aus dieser Feststellung fÃ¼r sich AnsprÃ¼che ableiten
will. Mit der Ã¤rztlichen Feststellung, dass das Vorliegen einer solchen Erkrankung
im Jahre 2014 eher unwahrscheinlich ist, lÃ¤sst sich schon die Erkrankung nicht im
erforderlichen Vollbeweis feststellen, so dass schon daran der Anspruch scheitert.

Nach den Empfehlungen des Deutschen Vereins zur GewÃ¤hrung von
Krankenkostzulagen in der Sozialhilfe fÃ¼hrt allein die hereditÃ¤re
Fruktuseintoleranz zu einer kostenaufwÃ¤ndigeren ErnÃ¤hrung. Der Mehrbedarf
hierzu wÃ¤re im Einzelfall zu ermitteln. Nach dem Ã¼berzeugenden Gutachten der
Prof. Dr. S steht aber fest, dass die KlÃ¤gerin nicht an einer hereditÃ¤ren
Fruktoseintoleranz leidet. Frau Dr. S hat ausgefÃ¼hrt, dass fÃ¼r eine derartige
Erkrankung kein Anhalt besteht. Darauf kann der Senat seine Feststellung
stÃ¼tzen, dass diese Erkrankung nicht vorliegt.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.04.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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